ERSATZERKLÄRUNG VON BESCHEINIGUNGEN
(D.P.R. vom 28. Dezember 2000 Nr. 445)

Der/Die Unterfertigte ______________________________________________(Name/Nachname), geboren in __________________________________ (Prov. ______) am ________________________
ERKLÄRT UNTER EIGENER VERANTWORTUNG
wissentlich der strafrechtlichen Sanktionen, im Falle von unrichtigen Angaben (Art. 76 des Dekrets des Präsidenten der Republik Nr. 445/2000):

1) den Wohnsitz in (Ort): __________________________ (Platz/Straße) ________________________________ zu haben;
2) eine der folgenden Voraussetzungen (Ministerialrundschreiben Nr. 20 vom 20. Oktober 2015) für die Zulassung zur staatlichen Abschlussprüfung der Oberschule der externen Kandidatinnen und Kandidaten zu erfüllen (Zutreffendes bitte ankreuzen):
· Erreichen des 19. Lebensjahres im Kalenderjahr 2016 und Erfüllung der Schulpflicht;
· das Abschlussdiplom der Mittelschule seit mindestens gleich vielen Jahren besitzt, wie der gewählte Schultyp Schuljahre hat, und zwar unabhängig vom Lebensalter;
· Erreichen des 23. Lebensjahres im Kalenderjahr 2016; in diesem Falle müssen die Kandidatinnen und Kandidaten keinen niedrigeren Studientitel vorlegen;
· wer sich vor dem 15. März als Schüler/in des Abschlussjahres abgemeldet hat;
____________________________________



______________________________
Ort und Datum 










Unterschrift

Mitteilung gemäß Datenschutzgesetz (Gv.D Nr. 196/2003):
Die Daten werden von der Schule und der Autonomen Provinz Bozen-Südtirol, in ihrer Funktion als Rechtsinhaber der Verarbeitung der Daten, auch in elektronischer Form, für die Durchführung der staatlichen Abschlussprüfung der Oberschule verarbeitet. Für die Autonome Provinz Bozen-Südtirol ist der Direktor der Abteilung 16, für die Schule ist die Schulführungskraft verantwortlich für die Verarbeitung der Daten. Die Daten müssen bereitgestellt werden, um die angeführten Verwaltungsaufgaben abwickeln zu können. Bei Verweigerung der angeführten Daten, kann der Antrag um Zulassung nicht bearbeitet werden. Die/Der Antragstellerin/er erhält auf Anfrage gemäß Art. 7-10 des Gv.D. Nr. 196/2003 Zugang zu ihren/seinen Daten, Auszüge und Auskunft darüber und kann deren Aktualisierung, Löschung, Anonymisierung oder Sperrung, sofern die gesetzlichen Voraussetzungen vorliegen, verlangen.
